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ZfZ = Zeitschrift für Zölle und Verbrauchssteuern 
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Ζ SR = Zeitschrift für Schweizerisches Recht 
z.T. = zum Teil 
ZZP = Zeitschrift für Zivüprozeß 





Einleitung 

Das Gerneinschaftsvertragsrecht  als GerneinschaftsVerfassung,  der Europä-
ische Gerichtshof als Verfassungsgericht  der Europäischen Gemeinschaft, 
das die verfassungsgerichtliche  Tätigkeit bestimmende Verfahrensrecht  als 
(Gemeinschafts-)Verfassungsprozeßrecht:  Die Aussagen, die hinter diesen 
Gleichsetzungen stehen, sind sicherlich nicht neu, doch gewinnen sie zuneh-
mend Aktualität angesichts der verstärkten Bemühungen, den politischen 
Einigungsbestrebungen ein rechtliches Gewand zu geben und mit den Mit-
teln des Rechts entscheidende Schritte auf dem Wege zu einer Europäischen 
Union voranzukommen. Die am 28.2.1986 in Luxemburg unterzeichnete 
Einheitliche Europäische Akte1 ist ein bedeutsamer Schritt in Richtung auf 
diese Europäische Union, doch bleibt diese Vereinbarung beträchtlich hinter 
der Initiative des Europäischen Parlaments zurück, durch den Entwurf eines 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Union2 die Entwicklung einer Ver-
fassung für Europa insbesondere durch eine nachhaltige Reformierung  des 
Institutionengefüges voranzutreiben. Neben diesen Vertragsänderungen und 
Verfassungsentwürfen  sind insbesondere Aussagen in Wissenschaft und Recht-
sprechung, die bereits dem bestehenden Vertragstext Verfassungsrelevanz  zu-
weisen, als Antwort oder aber auch als Ausgangspunkt einer Sichtweise zu 
werten, die in der Europäischen Gemeinschaft mehr als nur eine wirtschaft-
lich-zweckgebundene Staatenverbindung, mehr als nur eine Zollunion er-
kennt. Breiten Raum in der wissenschaftlichen Erörterung nehmen dabei die 
Entwicklung und Qualifizierung des materiellen Gemeinschaftsverfassungs-
rechts ein. Aber auch der Anteil des EuGH an der Aufbauleistung der „neu-
en" Rechtsordnung wird in zahlreichen Schriften gewürdigt. Des weiteren 
haben auch die prozessualen Bestimmungen durchaus Aufmerksamkeit  in 
der Literatur erfahren. 

Soweit ersichtlich, fehlt jedoch eine vertiefte Erörterung der vielfältigen 
Beziehungen zwischen materiellem Verfassungsrecht  und prozessualem 
Recht, eine Verbindung, die aber gerade dadurch nahegelegt wird, daß der 
EuGH als oberstes Gericht („Verfassungsgericht")  der Gemeinschaft glei-
chermaßen zur Interpretation des Prozeß- wie auch des materiellen Rechts 
berufen ist. Ein Grund für das Fehlen eingehender Untersuchungen über die 
Beziehungen zwischen diesen beiden Rechtsbereichen auf Gemeinschafts-

1 BGBl. 1986 I I , S. 1102. 
2 Abgedruckt bei R. Bieber/J.  Schwarze,  Verfassungsentwicklung, S. 95 ff. 

2 Bernhardt 
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ebene könnte darin zu sehen sein, daß die EG-Verträge im Gegensatz zu 
mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen keine kodifikatorische Trennung zwi-
schen materiellen und prozessualen Vorschriften  kennen, eine Zusammen-
schau dieser Normbereiche und auch die Anwendung gleicher Interpreta-
tionsmethoden selbstverständlich erscheinen müßten und daher keiner Erör-
terung bedürfen. Es zeigt sich jedoch, daß gerade diese Konsequenz einer Zu-
sammenschau zumeist nicht gezogen wird: Man findet — im Gegenteil — bei 
der Behandlung konkreter Rechts fälle gelegentlich den Hinweis, die Trag-
weite prozessualer Vorschriften  müsse „auf Grund objektiver und genauer 
Kriterien" bestimmt werden, damit für die Ermessensentscheidungen der 
Gerichte, die die prozessuale Vorschrift  anzuwenden haben, kein Raum 
bleibe.3 Hierbei wird eine Verbindung zu dem in der deutschen Prozeß-
rechtslehre bekannten Postulat nach „Justizförmigkeit  des Verfahrens" 
sichtbar: Demnach sollen Zulässigkeit und Ablauf gerichtlicher Verfahren 
möglichst detailliert festgelegt und dem Belieben der Prozeßbeteiligten sowie 
auch insbesondere dem Ermessen des Gerichts entzogen sein. Dies entspricht 
einer Sichtweise, die zwar dem materiellen Recht einen dynamischen, offe-
nen Charakter zuerkennt, aber gerade deshalb eine „geschlossene Prozeßord-
nung" fordert:  Prozessuale Vorschriften  wären demnach einer richterlichen 
Entwicklung nicht zugänglich, sie gelten als starre Regelungen, die gewisser-
maßen zeitlos Geltung beanspruchen. So kommt es zu formalistischen Wort-
interpretationen, zum verstärkten Rückgriff  auf den „historischen Willen" 
der Vertragsväter. Dies führt  aber gleichzeitig dazu, daß das Prozeßrecht im-
mer weniger die Probleme, die durch die Entwicklung des materiellen Rechts 
vorgegeben sind, aufzufangen  vermag, gleichzeitig aber — angesichts der 
Wechselwirkungen zwischen materiellem und formellem Recht — auch der 
gewünschten, in den Zielbestimmungen der EG-Verträge zum Ausdruck kom-
menden Entwicklungsoffenheit  des materiellen Rechts enge Grenzen setzt. 
So verstärkt sich der Ruf nach einer Vertragsänderung, ein Ruf, der jedoch 
angesichts der enormen Schwierigkeiten im Umgang mit den Vertragsände-
rungsvorschriften  zu — wenn überhaupt — nur sehr geringen Reformen führt. 

Die folgende Studie soll zeigen, wie eine dynamische und offene  Handha-
bung des Prozeßrechts gerade dem Prinzip einer dynamischen Entwicklung 
der Gemeinschaft Rechnung trägt, ohne in Bindungslosigkeit zu verfallen. 
Eine am materiellen Recht orientierte Interpretation des Prozeßrechts kann 
Probleme lösen, ohne den stabilisierenden Charakter zu verlieren. 

So bedarf  die materielle Stellung des Europäischen Parlaments im Institu-
tionengefüge  einer entsprechenden Auslegung des Prozeßrechts, die die Ent-
wicklung der institutionellen Stellung des Parlaments sichert und in den vom 
Vertrag vorgezeichneten Bahnen hält (siehe dazu Zweiter Teil V). Im Bereich 

3 So GA Capotorti  in seinem Schlußantrag zur Rs. Hoffmann-La Roche, Slg. 1977, 
985. 
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der vertikalen  Zuständigkeitsverteilung  zwischen Gemeinschaft und Mit-
gliedsstaaten — bzw. zwischen Gemeinschaftsorganen und mitgliedsstaatli-
chen Organen — bedarf  die Verantwortungsteilung von Gerichtshof und na-
tionalen Gerichten einer entsprechenden Prozeßrechtsinterpretation,  die die 
Eigenverantwortung nationaler Gerichte erhält und sie dennoch — bzw. ge-
rade deshalb — in den Integrationsprozeß einbindet (siehe dazu Zweiter 
Teil VI). Im Grundrechtsschutzbereich  müssen die materiellen (Gemein-
schafts-)Grundrechtspositionen  prozessual eingefangen werden, abgesichert 
und weiterentwickelt werden (siehe dazu Zweiter Teil VII) . Eine vom Plu-
ralismusprinzip  geforderte  Partizipation der verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen und Verbände am politischen Entscheidungsprozeß ist auf prozes-
suale Teilhabeinstrumente angewiesen. Die Interpretation des Prozeßrechts 
muß dem Rechnung tragen (siehe dazu Zweiter Teil VII I ) . 

Ausgangspunkt der materielles und prozessuales Gemeinschaftsrecht ver-
bindenden Gesamtschau ist Art. 164 EWGV. Nach Art. 164 EWGV „sichert" 
der Gerichtshof „die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung 
dieses Vertrages". Die Bestimmung, die an der Spitze des Abschnitts steht, 
der Aussagen über die Organisation und das Verfahren  des EuGH trifft,  er-
fuhr in den ersten Jahrzehnten des Bestehens der Europäischen Gemein-
schaft relativ wenig Beachtung in der Literatur. Erst allmählich — angesichts 
der raschen Entwicklung des Gemeinschaftsrechts, die nicht zuletzt der 
Rechtsprechungstätigkeit des EuGH zu verdanken ist — erkannte man die 
Bedeutung, die allein von der Kompetenzzuweisung durch diese Bestimmung 
an den EuGH für die Gemeinschaftsentwicklung ausging. Immer mehr trat 
das in der Rechtsprechung des EuGH herausgearbeitete „Verfassungsrecht" 
der Gemeinschaft in den Blickpunkt, immer mehr die verfassungsrechtliche 
Stellung des EuGH, die ihm die Legitimation zur Entwicklung des Gemein-
schaftsverfassungsrechts  verleiht. Doch während das (materielle) Gemein-
schaftsverfassungsrecht  in vielfacher Weise in seinen Ausstrahlungswirkungen 
auf das rangniedere Recht untersucht wurde und die Einflußmöglichkeiten 
des EuGH auf die Entwicklung der Gemeinschaftsverfassung  — auch im Ver-
hältnis zu den anderen EG-Verfassungsorganen — am Maßstab des Art. 164 
EWGV diskutiert wurden, erfuhr  das Verfassungsprozeßrecht  eine stiefmüt-
terliche Behandlung, wurden die Folgerungen des Art. 164 EWGV für das 
Verfassungsprozeßrecht  und der Zusammenhang zwischen Verfassungsrecht 
und Verfassungsprozeßrecht  eher vernachlässigt. So sind auch die Vergleiche, 
die mit anderen nationalen Verfassungsgerichten 4 angestellt wurden, weniger 

4 Zum Vergleich mit dem Supreme Court der USA: Siehe//. Rasmussen, in: Kommis-
sion (Hrsg.), Dreißig Jahre Gemeinschaftsrecht, S. 173 ff.,  der zum Ergebnis kommt, 
„daß die Vertragspartner sich nicht für ein Gerichtssystem entschieden haben, das hin-
sichtlich seiner Stellung innerhalb der verfassungsmäßigen Ordnung oder der Mittel zur 
Durchsetzung der effektiven richterlichen Gewalt dem amerikanischen System angenähert 
ist". 

2* 


